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Anlage 1 

zur Beschlussvorlage vom 31. Mai 2017 

Elftes Buch Sozialgesetzbuch  - Soziale Pflegeversicherung -, §§ 7, 7a, 7b, 7c  

Quelle: https://dejure.org/gesetze/SGB_XI 

§ 7 
Aufklärung, Auskunft 

(1) Die Pflegekassen haben die Eigenverantwortung der Versicherten durch Aufklärung und 
Auskunft über eine gesunde, der Pflegebedürftigkeit vorbeugende Lebensführung zu unter-
stützen und auf die Teilnahme an gesundheitsfördernden Maßnahmen hinzuwirken. 

(2) Die Pflegekassen haben die Versicherten und ihre Angehörigen und Lebenspartner in den 
mit der Pflegebedürftigkeit zusammenhängenden Fragen, insbesondere über die Leistungen 
der Pflegekassen sowie über die Leistungen und Hilfen anderer Träger, in für sie verständli-
cher Weise zu informieren und darüber aufzuklären, dass ein Anspruch besteht auf die Über-
mittlung 

 
1.  

des Gutachtens des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder eines anderen 
von der Pflegekasse beauftragten Gutachters sowie 

 
2.  der gesonderten Präventions- und Rehabilitationsempfehlung gemäß § 18a Absatz 1. 

Mit Einwilligung des Versicherten haben der behandelnde Arzt, das Krankenhaus, die Rehabili-
tations- und Vorsorgeeinrichtungen sowie die Sozialleistungsträger unverzüglich die zuständi-
ge Pflegekasse zu benachrichtigen, wenn sich der Eintritt von Pflegebedürftigkeit abzeichnet 
oder wenn Pflegebedürftigkeit festgestellt wird. Die zuständige Pflegekasse informiert die 
Versicherten unverzüglich nach Eingang eines Antrags auf Leistungen nach diesem Buch insbe-
sondere über ihren Anspruch auf die unentgeltliche Pflegeberatung nach § 7a, den nächstge-
legenen Pflegestützpunkt nach § 7c sowie die Leistungs- und Preisvergleichsliste nach Absatz 
3. Ebenso gibt die zuständige Pflegekasse Auskunft über die in ihren Verträgen zur integrier-
ten Versorgung nach § 92b Absatz 2 getroffenen Festlegungen, insbesondere zu Art, Inhalt und 
Umfang der zu erbringenden Leistungen und der für die Versicherten entstehenden Kosten, 
und veröffentlicht diese Angaben auf einer eigenen Internetseite. 

(3) Zur Unterstützung der pflegebedürftigen Person bei der Ausübung ihres Wahlrechts nach § 
2 Absatz 2 sowie zur Förderung des Wettbewerbs und der Überschaubarkeit des vorhandenen 
Angebots hat die zuständige Pflegekasse der antragstellenden Person auf Anforderung unver-
züglich und in geeigneter Form eine Leistungs- und Preisvergleichsliste zu übermitteln; die 
Leistungs- und Preisvergleichsliste muss für den Einzugsbereich der antragstellenden Person, 
in dem die pflegerische Versorgung und Betreuung gewährleistet werden soll, die Leistungen 
und Vergütungen der zugelassenen Pflegeeinrichtungen, die Angebote zur Unterstützung im 
Alltag nach § 45a sowie Angaben zur Person des zugelassenen oder anerkannten Leistungser-
bringers enthalten. Die Landesverbände der Pflegekassen erstellen eine Leistungs- und Preis-
vergleichsliste nach Satz 1, aktualisieren diese einmal im Quartal und veröffentlichen sie auf 
einer eigenen Internetseite. Die Liste hat zumindest die jeweils geltenden Festlegungen der 
Vergütungsvereinbarungen nach dem Achten Kapitel sowie die im Rahmen der Vereinbarungen 

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/18a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7c.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/92b.html
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nach Absatz 4 übermittelten Angaben zu Art, Inhalt und Umfang der Angebote sowie zu den 
Kosten in einer Form zu enthalten, die einen regionalen Vergleich von Angeboten und Kosten 
und der regionalen Verfügbarkeit ermöglicht. Auf der Internetseite nach Satz 2 sind auch die 
nach § 115 Absatz 1a veröffentlichten Ergebnisse der Qualitätsprüfungen und die nach § 115 
Absatz 1b veröffentlichten Informationen zu berücksichtigen. Die Leistungs- und Preisver-
gleichsliste ist der Pflegekasse sowie dem Verband der privaten Krankenversicherung e. V. für 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Buch und zur Veröffentlichung nach Absatz 2 
Satz 4 und 5 vom Landesverband der Pflegekassen durch elektronische Datenübertragung zur 
Verfügung zu stellen. Die Landesverbände der Pflegekassen erarbeiten Nutzungsbedingungen 
für eine zweckgerechte, nicht gewerbliche Nutzung der Angaben nach Satz 1 durch Dritte; die 
Übermittlung der Angaben erfolgt gegen Verwaltungskostenersatz, es sei denn, es handelt 
sich bei den Dritten um öffentlich-rechtliche Stellen. 

(4) Im Einvernehmen mit den zuständigen obersten Landesbehörden vereinbaren die Landes-
verbände der Pflegekassen gemeinsam mit den nach Landesrecht zuständigen Stellen für die 
Anerkennung der Angebote zur Unterstützung im Alltag nach den Vorschriften dieses Buches 
das Nähere zur Übermittlung von Angaben im Wege elektronischer Datenübertragung insbe-
sondere zu Art, Inhalt und Umfang der Angebote, Kosten und regionaler Verfügbarkeit dieser 
Angebote einschließlich der Finanzierung des Verfahrens für die Übermittlung. Träger weite-
rer Angebote, in denen Leistungen zur medizinischen Vorsorge und Rehabilitation, zur Teilha-
be am Arbeitsleben oder Leben in der Gemeinschaft, zur schulischen Ausbildung oder Erzie-
hung kranker oder behinderter Kinder, zur Alltagsunterstützung und zum Wohnen im Vorder-
grund stehen, können an Vereinbarungen nach Satz 1 beteiligt werden, falls sie insbesondere 
die Angaben nach Satz 1 im Wege der von den Parteien nach Satz 1 vorgesehenen Form der 
elektronischen Datenübertragung unentgeltlich bereitstellen. Dazu gehören auch Angebote 
der Träger von Leistungen der Eingliederungshilfe, soweit diese in der vorgesehenen Form der 
elektronischen Datenübermittlung kostenfrei bereitgestellt werden. Der Spitzenverband Bund 
der Pflegekassen gibt Empfehlungen für einen bundesweit einheitlichen technischen Standard 
zur elektronischen Datenübermittlung ab. Die Empfehlungen bedürfen der Zustimmung der 
Länder. 

Fassung aufgrund des Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (Drittes Pflegestärkungsgesetz) vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3191), in Kraft getreten am 01.01.2017  

 

§ 7a 
Pflegeberatung 

(1) Personen, die Leistungen nach diesem Buch erhalten, haben Anspruch auf individuelle Be-
ratung und Hilfestellung durch einen Pflegeberater oder eine Pflegeberaterin bei der Auswahl 
und Inanspruchnahme von bundes- oder landesrechtlich vorgesehenen Sozialleistungen sowie 
sonstigen Hilfsangeboten, die auf die Unterstützung von Menschen mit Pflege-, Versorgungs- 
oder Betreuungsbedarf ausgerichtet sind (Pflegeberatung); Anspruchsberechtigten soll durch 
die Pflegekassen vor der erstmaligen Beratung unverzüglich ein zuständiger Pflegeberater, 
eine zuständige Pflegeberaterin oder eine sonstige Beratungsstelle benannt werden. Für das 
Verfahren, die Durchführung und die Inhalte der Pflegeberatung sind die Richtlinien nach § 17 
Absatz 1a maßgeblich. Aufgabe der Pflegeberatung ist es insbesondere, 

 
1.  

den Hilfebedarf unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Begutachtung durch den Medi-
zinischen Dienst der Krankenversicherung sowie, wenn die nach Satz 1 anspruchsberech-
tigte Person zustimmt, die Ergebnisse der Beratung in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/115.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/115.html
https://dejure.org/BGBl/2016/BGBl._I_S._3191
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/17.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/37.html
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Absatz 3 systematisch zu erfassen und zu analysieren, 

 
2.  

einen individuellen Versorgungsplan mit den im Einzelfall erforderlichen Sozialleistungen 
und gesundheitsfördernden, präventiven, kurativen, rehabilitativen oder sonstigen medi-
zinischen sowie pflegerischen und sozialen Hilfen zu erstellen, 

 
3.  

auf die für die Durchführung des Versorgungsplans erforderlichen Maßnahmen einschließ-
lich deren Genehmigung durch den jeweiligen Leistungsträger hinzuwirken, 

 
4.  

die Durchführung des Versorgungsplans zu überwachen und erforderlichenfalls einer ver-
änderten Bedarfslage anzupassen, 

 
5.  

bei besonders komplexen Fallgestaltungen den Hilfeprozess auszuwerten und zu doku-
mentieren sowie 

 
6.  über Leistungen zur Entlastung der Pflegepersonen zu informieren. 

Der Versorgungsplan wird nach Maßgabe der Richtlinien nach § 17 Absatz 1a erstellt und um-
gesetzt; er beinhaltet insbesondere Empfehlungen zu den im Einzelfall erforderlichen Maß-
nahmen nach Satz 3 Nummer 3, Hinweise zu dem dazu vorhandenen örtlichen Leistungsange-
bot sowie zur Überprüfung und Anpassung der empfohlenen Maßnahmen. Bei Erstellung und 
Umsetzung des Versorgungsplans ist Einvernehmen mit dem Hilfesuchenden und allen an der 
Pflege, Versorgung und Betreuung Beteiligten anzustreben. Soweit Leistungen nach sonstigen 
bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften erforderlich sind, sind die zuständigen Leistungs-
träger frühzeitig mit dem Ziel der Abstimmung einzubeziehen. Eine enge Zusammenarbeit mit 
anderen Koordinierungsstellen, insbesondere den gemeinsamen Servicestellen nach § 23 des 
Neunten Buches, ist sicherzustellen. Ihnen obliegende Aufgaben der Pflegeberatung können 
die Pflegekassen ganz oder teilweise auf Dritte übertragen; § 80 des Zehnten Buches bleibt 
unberührt. Ein Anspruch auf Pflegeberatung besteht auch dann, wenn ein Antrag auf Leistun-
gen nach diesem Buch gestellt wurde und erkennbar ein Hilfe- und Beratungsbedarf besteht. 
Es ist sicherzustellen, dass im jeweiligen Pflegestützpunkt nach § 7c Pflegeberatung im Sinne 
dieser Vorschrift in Anspruch genommen werden kann und die Unabhängigkeit der Beratung 
gewährleistet ist. 

(2) Auf Wunsch einer anspruchsberechtigten Person nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt die Pflegebe-
ratung auch gegenüber ihren Angehörigen oder weiteren Personen oder unter deren Einbezie-
hung. Sie erfolgt auf Wunsch einer anspruchsberechtigten Person nach Absatz 1 Satz 1 in der 
häuslichen Umgebung oder in der Einrichtung, in der diese Person lebt. Ein Versicherter kann 
einen Leistungsantrag nach diesem oder dem Fünften Buch auch gegenüber dem Pflegebera-
ter oder der Pflegeberaterin stellen. Der Antrag ist unverzüglich der zuständigen Pflege- oder 
Krankenkasse zu übermitteln, die den Leistungsbescheid unverzüglich dem Antragsteller und 
zeitgleich dem Pflegeberater oder der Pflegeberaterin zuleitet. 

(3) Die Anzahl von Pflegeberatern und Pflegeberaterinnen ist so zu bemessen, dass die Aufga-
ben nach Absatz 1 im Interesse der Hilfesuchenden zeitnah und umfassend wahrgenommen 
werden können. Die Pflegekassen setzen für die persönliche Beratung und Betreuung durch 
Pflegeberater und Pflegeberaterinnen entsprechend qualifiziertes Personal ein, insbesondere 
Pflegefachkräfte, Sozialversicherungsfachangestellte oder Sozialarbeiter mit der jeweils er-
forderlichen Zusatzqualifikation. Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen gibt unter Betei-
ligung der in § 17 Absatz 1a Satz 2 genannten Parteien bis zum 31. Juli 2018 Empfehlungen zur 
erforderlichen Anzahl, Qualifikation und Fortbildung von Pflegeberaterinnen und Pflegebera-
tern ab. 

(4) Die Pflegekassen im Land haben Pflegeberater und Pflegeberaterinnen zur Sicherstellung 
einer wirtschaftlichen Aufgabenwahrnehmung in den Pflegestützpunkten nach Anzahl und 

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/17.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/80.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7c.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/17.html
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örtlicher Zuständigkeit aufeinander abgestimmt bereitzustellen und hierüber einheitlich und 
gemeinsam Vereinbarungen zu treffen. Die Pflegekassen können diese Aufgabe auf die Lan-
desverbände der Pflegekassen übertragen. Kommt eine Einigung bis zu dem in Satz 1 genann-
ten Zeitpunkt ganz oder teilweise nicht zustande, haben die Landesverbände der Pflegekassen 
innerhalb eines Monats zu entscheiden; § 81 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Pflegekassen 
und die gesetzlichen Krankenkassen können zur Aufgabenwahrnehmung durch Pflegeberater 
und Pflegeberaterinnen von der Möglichkeit der Beauftragung nach Maßgabe der §§ 88 bis 92 
des Zehnten Buches Gebrauch machen; § 94 Absatz 1 Nummer 8 gilt entsprechend. Die durch 
die Tätigkeit von Pflegeberatern und Pflegeberaterinnen entstehenden Aufwendungen werden 
von den Pflegekassen getragen und zur Hälfte auf die Verwaltungskostenpauschale nach § 46 
Abs. 3 Satz 1 angerechnet. 

(5) Zur Durchführung der Pflegeberatung können die privaten Versicherungsunternehmen, die 
die private Pflege-Pflichtversicherung durchführen, Pflegeberater und Pflegeberaterinnen der 
Pflegekassen für die bei ihnen versicherten Personen nutzen. Dies setzt eine vertragliche Ver-
einbarung mit den Pflegekassen über Art, Inhalt und Umfang der Inanspruchnahme sowie über 
die Vergütung der hierfür je Fall entstehenden Aufwendungen voraus. Soweit Vereinbarungen 
mit den Pflegekassen nicht zustande kommen, können die privaten Versicherungsunterneh-
men, die die private Pflege-Pflichtversicherung durchführen, untereinander Vereinbarungen 
über eine abgestimmte Bereitstellung von Pflegeberatern und Pflegeberaterinnen treffen. 

(6) Pflegeberater und Pflegeberaterinnen sowie sonstige mit der Wahrnehmung von Aufgaben 
nach Absatz 1 befasste Stellen, insbesondere 

 
1.  

nach Landesrecht für die wohnortnahe Betreuung im Rahmen der örtlichen Altenhilfe und 
für die Gewährung der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch zu bestimmende Stellen, 

 
2.  Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, 

 
3.  Pflegeeinrichtungen und Einzelpersonen nach § 77, 

 
4.  

Mitglieder von Selbsthilfegruppen, ehrenamtliche und sonstige zum bürgerschaftlichen 
Engagement bereite Personen und Organisationen sowie 

 
5.  Agenturen für Arbeit und Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, 

dürfen Sozialdaten für Zwecke der Pflegeberatung nur erheben, verarbeiten und nutzen, so-
weit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich oder durch Rechtsvor-
schriften des Sozialgesetzbuches oder Regelungen des Versicherungsvertrags- oder des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes angeordnet oder erlaubt ist. 

(7) Die Landesverbände der Pflegekassen vereinbaren gemeinsam und einheitlich mit dem 
Verband der privaten Krankenversicherung e. V., den nach Landesrecht bestimmten Stellen 
für die wohnortnahe Betreuung im Rahmen der Altenhilfe und den zuständigen Trägern der 
Sozialhilfe sowie mit den kommunalen Spitzenverbänden auf Landesebene Rahmenverträge 
über die Zusammenarbeit in der Beratung. Zu den Verträgen nach Satz 1 sind die Verbände 
der Träger weiterer nicht gewerblicher Beratungsstellen auf Landesebene anzuhören, die für 
die Beratung Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen von Bedeutung sind. 

(8) Die Pflegekassen können sich zur Wahrnehmung ihrer Beratungsaufgaben nach diesem 
Buch aus ihren Verwaltungsmitteln an der Finanzierung und arbeitsteiligen Organisation von 
Beratungsaufgaben anderer Träger beteiligen; die Neutralität und Unabhängigkeit der Bera-
tung sind zu gewährleisten. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/81.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/88.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/92.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/94.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/46.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/77.html
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(9) Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen legt dem Bundesministerium für Gesundheit 
alle drei Jahre, erstmals zum 30. Juni 2020, einen unter wissenschaftlicher Begleitung zu er-
stellenden Bericht vor über 

 
1.  

die Erfahrungen und Weiterentwicklung der Pflegeberatung und Pflegeberatungsstruktu-
ren nach den Absätzen 1 bis 4, 7 und 8, § 7b Absatz 1 und 2 und § 7c und 

 
2.  

die Durchführung, Ergebnisse und Wirkungen der Beratung in der eigenen Häuslichkeit 
sowie die Fortentwicklung der Beratungsstrukturen nach § 37 Absatz 3 bis 8. 

Er kann hierfür Mittel nach § 8 Absatz 3 einsetzen. 

Fassung aufgrund des Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (Drittes Pflegestärkungsgesetz) vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3191), in Kraft getreten am 01.01.2017  

 

§ 7b 
Beratungsgutscheine 

(1) Die Pflegekasse hat dem Antragsteller unmittelbar nach Eingang eines erstmaligen Antrags 
auf Leistungen nach diesem Buch sowie weiterer Anträge auf Leistungen nach § 18 Absatz 3, 
den §§ 36 bis 38, 41 bis 43, 44a, 45, 87a Absatz 2 Satz 1 und § 115 Absatz 4 entweder 

 
1.  

unter Angabe einer Kontaktperson einen konkreten Beratungstermin anzubieten, der spä-
testens innerhalb von zwei Wochen nach Antragseingang durchzuführen ist, oder 

 
2.  

einen Beratungsgutschein auszustellen, in dem Beratungsstellen benannt sind, bei denen 
er zu Lasten der Pflegekasse innerhalb von zwei Wochen nach Antragseingang eingelöst 
werden kann; § 7a Absatz 4 Satz 5 ist entsprechend anzuwenden. 

Die Beratung richtet sich nach § 7a. Auf Wunsch des Versicherten hat die Beratung in der 
häuslichen Umgebung stattzufinden und kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
durchgeführt werden; über diese Möglichkeiten hat ihn die Pflegekasse aufzuklären. 

(2) Die Pflegekasse hat sicherzustellen, dass die Beratungsstellen die Anforderungen an die 
Beratung nach § 7a einhalten. Die Pflegekasse schließt hierzu allein oder gemeinsam mit an-
deren Pflegekassen vertragliche Vereinbarungen mit unabhängigen und neutralen Beratungs-
stellen, die insbesondere Regelungen treffen für 

 
1.  die Anforderungen an die Beratungsleistung und die Beratungspersonen, 

 
2.  die Haftung für Schäden, die der Pflegekasse durch fehlerhafte Beratung entstehen, und 

 
3.  die Vergütung. 

(2a) Sofern kommunale Gebietskörperschaften, von diesen geschlossene Zweckgemeinschaf-
ten oder nach Landesrecht zu bestimmende Stellen 

 
1.  für die wohnortnahe Betreuung im Rahmen der örtlichen Altenhilfe oder 

 
2.  für die Gewährung der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch 

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7c.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/37.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/8.html
https://dejure.org/BGBl/2016/BGBl._I_S._3191
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/18.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/36.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/38.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/41.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/44a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/87a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/115.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
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Pflegeberatung im Sinne von § 7a erbringen, sind sie Beratungsstellen, bei denen Pflegebe-
dürftige nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Beratungsgutscheine einlösen können; sie haben die 
Empfehlungen nach § 7a Absatz 3 Satz 3 zu berücksichtigen und die Pflegeberatungs-
Richtlinien nach § 17 Absatz 1a zu beachten. Absatz 2 Satz 1 findet keine Anwendung. Die 
Pflegekasse schließt hierzu allein oder gemeinsam mit anderen Pflegekassen mit den in Satz 1 
genannten Stellen vertragliche Vereinbarungen über die Vergütung. Für die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung der Sozialdaten gilt § 7a Absatz 6 entsprechend. 

(3) Stellen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 dürfen personenbezogene Daten nur erheben, ver-
arbeiten und nutzen, soweit dies für Zwecke der Beratung nach § 7a erforderlich ist und der 
Versicherte oder sein gesetzlicher Vertreter eingewilligt hat. Zudem ist der Versicherte oder 
sein gesetzlicher Vertreter zu Beginn der Beratung darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung 
jederzeit widerrufen werden kann. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für private Versicherungsunternehmen, die die private Pflege-
Pflichtversicherung durchführen, entsprechend. 

Fassung aufgrund des Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (Drittes Pflegestärkungsgesetz) vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3191), in Kraft getreten am 01.01.2017  

 

§ 7c 
Pflegestützpunkte, Verordnungsermächtigung 

(1) Zur wohnortnahen Beratung, Versorgung und Betreuung der Versicherten richten die Pfle-
gekassen und Krankenkassen Pflegestützpunkte ein, sofern die zuständige oberste Landesbe-
hörde dies bestimmt. Die Einrichtung muss innerhalb von sechs Monaten nach der Bestimmung 
durch die oberste Landesbehörde erfolgen. Kommen die hierfür erforderlichen Verträge nicht 
innerhalb von drei Monaten nach der Bestimmung durch die oberste Landesbehörde zustande, 
haben die Landesverbände der Pflegekassen innerhalb eines weiteren Monats den Inhalt der 
Verträge festzulegen; hierbei haben sie auch die Interessen der Ersatzkassen und der Landes-
verbände der Krankenkassen wahrzunehmen. Hinsichtlich der Mehrheitsverhältnisse bei der 
Beschlussfassung ist § 81 Absatz 1 Satz 2 entsprechend anzuwenden. Widerspruch und Anfech-
tungsklage gegen Maßnahmen der Aufsichtsbehörden zur Einrichtung von Pflegestützpunkten 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

(1a) Die für die Hilfe zur Pflege zuständigen Träger der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch 
sowie die nach Landesrecht zu bestimmenden Stellen der Altenhilfe können bis zum 31. De-
zember 2021 auf Grund landesrechtlicher Vorschriften von den Pflegekassen und Krankenkas-
sen den Abschluss einer Vereinbarung zur Einrichtung von Pflegestützpunkten verlangen. Ist in 
der Vereinbarung zur Einrichtung eines Pflegestützpunktes oder in den Rahmenverträgen nach 
Absatz 6 nichts anderes vereinbart, werden die Aufwendungen, die für den Betrieb des Pfle-
gestützpunktes erforderlich sind, von den Trägern des Pflegestützpunktes zu gleichen Teilen 
unter Berücksichtigung der anrechnungsfähigen Aufwendungen für das eingesetzte Personal 
getragen. 

(2) Aufgaben der Pflegestützpunkte sind 

 
1.  

umfassende sowie unabhängige Auskunft und Beratung zu den Rechten und Pflichten 
nach dem Sozialgesetzbuch und zur Auswahl und Inanspruchnahme der bundes- oder lan-

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/17.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/BGBl/2016/BGBl._I_S._3191
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/81.html
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desrechtlich vorgesehenen Sozialleistungen und sonstigen Hilfsangebote einschließlich 
der Pflegeberatung nach § 7a in Verbindung mit den Richtlinien nach § 17 Absatz 1a, 

 
2.  

Koordinierung aller für die wohnortnahe Versorgung und Betreuung in Betracht kommen-
den gesundheitsfördernden, präventiven, kurativen, rehabilitativen und sonstigen medi-
zinischen sowie pflegerischen und sozialen Hilfs- und Unterstützungsangebote einschließ-
lich der Hilfestellung bei der Inanspruchnahme der Leistungen, 

 
3.  

Vernetzung aufeinander abgestimmter pflegerischer und sozialer Versorgungs- und Be-
treuungsangebote. 

Auf vorhandene vernetzte Beratungsstrukturen ist zurückzugreifen. Die Pflegekassen haben 
jederzeit darauf hinzuwirken, dass sich insbesondere die 

 
1.  

nach Landesrecht zu bestimmenden Stellen für die wohnortnahe Betreuung im Rahmen 
der örtlichen Altenhilfe und für die Gewährung der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften 
Buch, 

 
2.  im Land zugelassenen und tätigen Pflegeeinrichtungen, 

 
3.  im Land tätigen Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung 

an den Pflegestützpunkten beteiligen. Die Krankenkassen haben sich an den Pflegestützpunk-
ten zu beteiligen. Träger der Pflegestützpunkte sind die beteiligten Kosten- und Leistungsträ-
ger. Die Träger 

 
1.  sollen Pflegefachkräfte in die Tätigkeit der Pflegestützpunkte einbinden, 

 
2.  

haben nach Möglichkeit Mitglieder von Selbsthilfegruppen sowie ehrenamtliche und sons-
tige zum bürgerschaftlichen Engagement bereite Personen und Organisationen in die Tä-
tigkeit der Pflegestützpunkte einzubinden, 

 
3.  

sollen interessierten kirchlichen sowie sonstigen religiösen und gesellschaftlichen Trägern 
und Organisationen sowie nicht gewerblichen, gemeinwohlorientierten Einrichtungen mit 
öffentlich zugänglichen Angeboten und insbesondere Selbsthilfe stärkender und generati-
onenübergreifender Ausrichtung in kommunalen Gebietskörperschaften die Beteiligung 
an den Pflegestützpunkten ermöglichen, 

 
4.  können sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben dritter Stellen bedienen, 

 
5.  

sollen im Hinblick auf die Vermittlung und Qualifizierung von für die Pflege und Betreu-
ung geeigneten Kräften eng mit dem Träger der Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch 
und den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch zusam-
menarbeiten. 

(3) Die an den Pflegestützpunkten beteiligten Kostenträger und Leistungserbringer können für 
das Einzugsgebiet der Pflegestützpunkte Verträge zur wohnortnahen integrierten Versorgung 
schließen; insoweit ist § 92b mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die Pflege- und 
Krankenkassen gemeinsam und einheitlich handeln. 

(4) Der Pflegestützpunkt kann bei einer im Land zugelassenen und tätigen Pflegeeinrichtung 
errichtet werden, wenn dies nicht zu einer unzulässigen Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
zwischen den Pflegeeinrichtungen führt. Die für den Betrieb des Pflegestützpunktes erforder-
lichen Aufwendungen werden von den Trägern der Pflegestützpunkte unter Berücksichtigung 
der anrechnungsfähigen Aufwendungen für das eingesetzte Personal auf der Grundlage einer 
vertraglichen Vereinbarung anteilig getragen. Die Verteilung der für den Betrieb des Pflege-
stützpunktes erforderlichen Aufwendungen wird mit der Maßgabe vereinbart, dass der auf 

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/17.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/92b.html
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eine einzelne Pflegekasse entfallende Anteil nicht höher sein darf als der von der Krankenkas-
se, bei der sie errichtet ist, zu tragende Anteil. Soweit sich private Versicherungsunterneh-
men, die die private Pflege-Pflichtversicherung durchführen, nicht an der Finanzierung der 
Pflegestützpunkte beteiligen, haben sie mit den Trägern der Pflegestützpunkte über Art, In-
halt und Umfang der Inanspruchnahme der Pflegestützpunkte durch privat Pflege-
Pflichtversicherte sowie über die Vergütung der hierfür je Fall entstehenden Aufwendungen 
Vereinbarungen zu treffen; dies gilt für private Versicherungsunternehmen, die die private 
Krankenversicherung durchführen, entsprechend. 

(5) Im Pflegestützpunkt tätige Personen sowie sonstige mit der Wahrnehmung von Aufgaben 
nach Absatz 1 befasste Stellen, insbesondere 

 
1.  

nach Landesrecht für die wohnortnahe Betreuung im Rahmen der örtlichen Altenhilfe und 
für die Gewährung der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch zu bestimmende Stellen, 

 
2.  Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, 

 
3.  Pflegeeinrichtungen und Einzelpersonen nach § 77, 

 
4.  

Mitglieder von Selbsthilfegruppen, ehrenamtliche und sonstige zum bürgerschaftlichen 
Engagement bereite Personen und Organisationen sowie 

 
5.  Agenturen für Arbeit und Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, 

dürfen Sozialdaten nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung der Aufga-
ben nach diesem Buch erforderlich oder durch Rechtsvorschriften des Sozialgesetzbuches oder 
Regelungen des Versicherungsvertrags- oder des Versicherungsaufsichtsgesetzes angeordnet 
oder erlaubt ist. 

(6) Sofern die zuständige oberste Landesbehörde die Einrichtung von Pflegestützpunkten be-
stimmt hat, vereinbaren die Landesverbände der Pflegekassen mit den Landesverbänden der 
Krankenkassen sowie den Ersatzkassen und den für die Hilfe zur Pflege zuständigen Trägern 
der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch und den kommunalen Spitzenverbänden auf Landes-
ebene Rahmenverträge zur Arbeit und zur Finanzierung der Pflegestützpunkte. Bestandskräf-
tige Rahmenverträge gelten bis zum Inkrafttreten von Rahmenverträgen nach Satz 1 fort. Die 
von der zuständigen obersten Landesbehörde getroffene Bestimmung zur Einrichtung von 
Pflegestützpunkten sowie die Empfehlungen nach Absatz 9 sind beim Abschluss der Rahmen-
verträge zu berücksichtigen. In den Rahmenverträgen nach Satz 1 sind die Strukturierung der 
Zusammenarbeit mit weiteren Beteiligten sowie die Zuständigkeit insbesondere für die Koor-
dinierung der Arbeit, die Qualitätssicherung und die Auskunftspflicht gegenüber den Trägern, 
den Ländern und dem Bundesversicherungsamt zu bestimmen. Ferner sollen Regelungen zur 
Aufteilung der Kosten unter Berücksichtigung der Vorschriften nach Absatz 4 getroffen wer-
den. Die Regelungen zur Kostenaufteilung gelten unmittelbar für die Pflegestützpunkte, so-
weit in den Verträgen zur Errichtung der Pflegestützpunkte nach Absatz 1 nichts anderes ver-
einbart ist. 

(7) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Schiedsstellen einzurichten. Diese setzen den 
Inhalt der Rahmenverträge nach Absatz 6 fest, sofern ein Rahmenvertrag nicht innerhalb der 
in der Rechtsverordnung nach Satz 6 zu bestimmenden Frist zustande kommt. Die Schiedsstel-
le besteht aus Vertretungen der Pflegekassen und der für die Hilfe zur Pflege zuständigen 
Träger der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch in gleicher Zahl sowie einem unparteiischen 
Vorsitzenden und zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern. Für den Vorsitzenden und die 
unparteiischen Mitglieder können Stellvertretungen bestellt werden. § 76 Absatz 3 und 4 gilt 
entsprechend. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähe-

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/77.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/76.html
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re über die Zahl, die Bestellung, die Amtsdauer, die Amtsführung, die Erstattung der baren 
Auslagen und die Entschädigung für den Zeitaufwand der Mitglieder der Schiedsstelle, die 
Geschäftsführung, das Verfahren, die Frist, nach deren Ablauf die Schiedsstelle ihre Arbeit 
aufnimmt, die Erhebung und die Höhe der Gebühren sowie über die Verteilung der Kosten zu 
regeln. 

(8) Abweichend von Absatz 7 können die Parteien des Rahmenvertrages nach Absatz 6 Satz 1 
einvernehmlich eine unparteiische Schiedsperson und zwei unparteiische Mitglieder bestellen, 
die den Inhalt des Rahmenvertrages nach Absatz 6 innerhalb von sechs Wochen nach ihrer 
Bestellung festlegen. Die Kosten des Schiedsverfahrens tragen die Vertragspartner zu gleichen 
Teilen. 

(9) Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen, der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, 
die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe und die Bundesverei-
nigung der kommunalen Spitzenverbände können gemeinsam und einheitlich Empfehlungen 
zur Arbeit und zur Finanzierung von Pflegestützpunkten in der gemeinsamen Trägerschaft der 
gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen sowie der nach Landesrecht zu bestimmenden Stellen 
der Alten- und Sozialhilfe vereinbaren. 

Fassung aufgrund des Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (Drittes Pflegestärkungsgesetz) vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3191), in Kraft getreten am 01.01.2017  
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